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Gegen Sozialabbau und Aufrüstung 
 
Tobias Pflüger, Friedensaktivist und Kandidat auf der offenen Liste der  
PDS, war im Wahlkreis 
 
LÖRRACH (kas). Am 13. Juni dürfen Deutschlands Bürger und Bürgerinnen  
wieder wählen - die 99 Abgeordneten für das Europaparlament. Einer der  
Kandidaten ist der Tübinger Tobias Pflüger. Der Friedensaktivist steht  
auf der offenen Liste der PDS. "Ich habe mich bewusst für die Kandidatur  
entschieden", konstatierte Tobias Pflüger bei seinem Vortrag im "Roten  
Hahn" in Lörrach am Dienstagabend. Der 39-Jährige ist die Nummer vier  
auf der Kandidatenliste der PDS für die Europawahl und zieht ins  
Parlament ein, wenn die PDS die Fünf-Prozent-Hürde erreicht. 
 
Mitglied der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) ist er zwar  
nicht, aber eine Unterschriftenliste von 35 Personen und seine  
Überzeugungskraft sich gegen die fortschreitende Militarisierung  
einzusetzen, sicherten ihn den Platz auf der Liste. "Die PDS ist für  
mich ein guter Bündnispartner", erklärte der Kandidat im Gespräch. 
 
"Für ein ziviles Europa" hat sich Pflüger zum Motto erkoren und diese  
Position will er in Straßburg auch vertreten, sollte er in das Parlament  
gewählt werden. Die wachsende Europäische Union, die sich zunehmen zum  
globalen Akteur entwickelt, gibt Pflüger zu denken. Kritisch beobachtet  
der Friedensaktivist, dass soziale Sicherheit zum Auslaufmodell werde,  
und die militärische Sicherheit immer mehr in den Vordergrund rücke.  
Fortschreitender Sozialabbau einerseits und der Aufbau einer  
Militärmacht andererseits sind für den Friedensaktivisten unverträglich.  
Vor allem der Verfassungsentwurf der EU, der eine  
Aufrüstungsverpflichtung aller Mitgliedstaaten und Kampfeinsätze über  
die territorialen Begrenzungen hinaus vorsieht, ist für Pflüger  
untragbar. Deutlich distanzierte er sich auch vom Kerneuropa, dessen  
Zentrum Deutschland, Frankreich und Großbritannien bilden. 
 
Derzeit ist die PDS mit sechs Angeordneten im EU-Parlament vertreten.  
Sollte sie am 13. Juni erneut die Fünf-Prozent- Hürde nehmen, stehen ihr  
wieder fünf Sitze zu. 
 


